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Umsatzrückgang durch 
Straßenbauarbeiten 

 

Der ungehinderte Zugang zu den 
Mieträumen ist insbesondere dann 
Voraussetzung für eine vertragsge-
mäße Nutzung, wenn Gewerberäu-
me vermietet wurden und das dort 
betriebene Gewerbe (hier Souvenir-
laden) auf Kundenverkehr angewie-
sen ist. Die Zugangsbehinderung 
stellt daher grundsätzlich einen 
Mangel dar, auch wenn sie durch 
nicht vom Vermieter beeinflussbare 
Bauarbeiten hervorgerufen wird. Die-
se Fallkonstellation liegt beispiels-
weise vor, wenn Straßenbaumaß-
nahmen den Zugang zum Miet-
objekt erheblich beeinträchtigen. 
Insoweit ist es völlig unerheblich, ob 
der Vermieter den Mangel bzw. die 
Tauglichkeitsminderung zu vertre-
ten hat, sie beheben kann oder ihre 
Ursache überhaupt in seinem Ein-
flussbereich liegt.  
 

Das dem Mieter zustehende Recht, 
die Miete teilweise oder - wie hier - 
ganz zu mindern, wird auch nicht 
durch eine vertragliche Regelung 
ausgeschlossen, nach welcher der 
Mieter nicht zur Minderung wegen 
eines Mangels der Mietsache, der 
zwar in den Verantwortungsbereich 
des Vermieters fällt, von diesem 
aber nicht verschuldet wurde, be-
rechtigt sein soll. Diese Regelung 
bezieht sich dem Wortlaut nach nur 
auf Mängel, die in den Verantwor-
tungsbereich des Vermieters fallen. 
Sie ist daher auf vom Vermieter 
nicht beeinflussbare Beeinträchti-
gungen, wie Straßenbauarbeiten, 
nicht anwendbar. 
 

Urteil des KG Berlin vom 
12.11.2007 - 8 U 194/06 

Dr. Margit Bastgen - Rechtsanwältinnen 
 

Gewerbliche Ausgabe 
 

Verkehrsrecht 

 
Nutzungsausfall für Firmen-Pkw 

 
Steht nach Beschädigung eines ge-
werblich genutzten Kraftfahrzeugs 
dem Geschädigten über die Re-
paraturwerkstatt ein gleichwertiges 
Ersatzfahrzeug zur Verfügung und 
werden ihm die Kosten für dessen 
Anmietung erstattet, so kann ihm 
nach einem Urteil des Bundesge-
richtshofs darüber hinaus - schon 
mangels eines fühlbaren wirtschaft-
lichen Nachteils - keine Nutzungs-
entschädigung zugebilligt werden. 
Verzichtet der Unfallgeschädigte hin-
gegen bei einem Ausfall eines ganz 
oder nur teilweise gewerblich ge-
nutzten Kraftfahrzeugs auf eine 
wesentlich kostenintensivere Anmie-
tung eines Ersatzfahrzeugs, steht 
ihm laut OLG Naumburg ein An-
spruch auf Nutzungsausfall zu. 
 
Urteil des BGH vom  
04.12.2007 - VI ZR 241/06 
Urteil des OLG Naumburg vom 
13.03.2008 - 1 U 44/07 
 

Steuerrecht 
 

Verlustvortrag nicht vererblich 
 

Der Bundesfinanzhof hat eine weit-
reichende Entscheidung zur Frage 
der Vererblichkeit von Verlustvorträ-
gen erlassen. Danach kann der Erbe 
(hier eines landwirtschaftlichen An-
wesens) einen vom Erblasser nicht 
ausgenutzten Verlustabzug nach § 
10d EStG nicht bei seiner eigenen 
Veranlagung zur Einkommensteuer 
geltend machen. Eine Vererblichkeit 
des Verlustvortrags würde, so die 
Begründung, dem Grundsatz der In-
dividualbesteuerung und dem Prin-
zip der Besteuerung nach der Leis-
tungsfähigkeit widersprechen. Je-
doch ist die bisherige gegenteilige 
Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofs aus Gründen des Vertrauens-
schutzes weiterhin in allen Erbfällen 
anzuwenden, die bis zum Ablauf des 
Tages der Veröffentlichung dieser 
Entscheidung eingetreten sind. 
 

Beschluss des BFH vom  
17.12.2007 - GrS 2/04 

Wirtschaftsrecht 
 

Kaufpreisminderung ohne 
vorherige Nacherfüllung 

 

Ist eine gekaufte Sache mangelhaft, 
kann der Käufer wahlweise Nacher-
füllung verlangen, vom Vertrag zu-
rücktreten, den Kaufpreis mindern 
und Schadensersatz hinsichtlich sei-
ner vergeblichen Aufwendungen gel-
tend machen (§ 437 BGB). Vor-
aussetzung hierfür ist jedoch, dass 
er dem Verkäufer eine Frist zur 
Nacherfüllung bzw. Nachbesserung 
gesetzt hat. Hiervon macht der Bun-
desgerichtshof nunmehr eine Aus-
nahme. 
 

Der Käufer soll danach berechtigt 
sein, den Kaufpreis sofort - also oh-
ne vorherige Fristsetzung zur Nach-
erfüllung - zu mindern, wenn ihm der 
Verkäufer bei Abschluss des Kauf-
vertrages einen Mangel arglistig ver-
schwiegen hat. In diesem Fall ist die 
für die Beseitigung eines Mangels 
erforderliche Vertrauensgrundlage in 
der Regel auch dann beschädigt, 
wenn die Mangelbeseitigung durch 
einen vom Verkäufer zu beauftra-
genden Dritten vorzunehmen ist. 
 

Urteil des BGH vom 09.01.2008 
VIII ZR 210/06 

 

 

Nichtraucherschutzgesetz: 
Abtrennung des Raucherraums 

durch Vorhang 
 

In einigen Bundesländern (z.B. Rhein-
land-Pfalz) ist es auch nach Einfüh-
rung des Nichtraucherschutzgeset-
zes in Gaststätten erlaubt, in abge-
trennten Räumen zu rauchen. Das 
Verwaltungsgericht Koblenz hat hier-
zu entschieden, dass der „Raucher-
raum“ durch eine feste Tür abge-
trennt werden muss. Ein Vorhang 
reicht auch dann nicht als gleich-
wertige Abtrennung aus, wenn der 
Gastwirt das Raucherzimmer mit 
einer Zu- und Abluftanlage sowie 
speziellen Luftreinigern versehen hat. 
Diese Lösung würde dem insoweit 
eindeutigen Wortlaut des Gesetzes 
widersprechen. 
 
Beschluss des VG Koblenz vom 
22.04.2008 - 5 L 412/08.KO 
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Abmahnung durch externe 
Rechtsanwälte 

 

Der Bundesgerichtshof hat die bis-
lang umstrittene Frage entschieden, 
ob sich auch größere Unternehmen, 
die über eine eigene Rechtsabtei-
lung verfügen, externer Anwälte für 
den Ausspruch einer wettbewerbs-
rechtlichen Abmahnung bedienen 
und vom Abgemahnten dement-
sprechend die Erstattung der An-
waltsgebühren verlangen dürfen. Ein 
Unternehmen mit eigener Rechts-
abteilung ist nach Meinung der 
Bundesrichter nicht gehalten, die ei-
genen Juristen zur Überprüfung von 
Wettbewerbshandlungen der Mitbe-
werber einzusetzen und gegebe-
nenfalls Abmahnungen auszuspre-
chen. Die Verfolgung von Wettbe-
werbsverstößen gehört nicht zu den 
eigentlichen Aufgaben eines ge-
werblichen Unternehmens. Deswe-
gen ist es nicht zu beanstanden, 
wenn auch ein großes Unterneh-
men (hier die Deutsche Telekom 
AG) sich für wettbewerbsrechtliche 
Abmahnungen externer Anwälte 
bedient, mit denen es auch sonst in 
derartigen Angelegenheiten zusam-
menarbeitet. Der (zu Recht) Abge-
mahnte ist daher verpflichtet, die für 
die Abmahnung entstandenen An-
waltsgebühren zu erstatten. 
 
Urteil des BGH vom 08.05.2008 
I ZR 83/06 

 

 
Preisgegenüberstellung mit 

„ermitteltem durchschnittlichem 
Marktpreis“ 

 
Die Preiswerbung (Werbung mit Ver-
gleichspreisen) eines Teppichhan-
delunternehmens für Designer- oder 
Orientteppiche ist wegen Irreführung 
wettbewerbswidrig, wenn sie dem ei-
genen Preis einen „Vergleichspreis“ 
gegenüberstellt, der als „ermittelter 
durchschnittlicher Marktpreis“ be-
zeichnet wird. Ein solcher Ver-
gleichspreis ist seinem Inhalt und 
Zustandekommen nach diffus und 
darf somit für eine Preiswerbung 
nicht herangezogen werden. 
 
Urteil des OLG Stuttgart vom 
13.12.2007 - 2 U 52/07 

Onlinerecht 
 

Hinweis auf Mehrwertsteuer 
 

Ein Internetanbieter verstößt nach 
einem Urteil des BGH nicht bereits 
dann gegen die Preisangabenver-
ordnung (PAngV), wenn auf der 
Internetseite neben der Abbildung 
einer Ware nur deren Preis genannt 
wird und nicht schon auf derselben 
Seite darauf hingewiesen wird, dass 
der Preis die Umsatzsteuer enthält 
und zusätzlich zu dem Preis Liefer- 
und Versandkosten anfallen. Nach 
Einschätzung der Karlsruher Richter 
ist Verbrauchern in der Regel be-
kannt, dass im Versandhandel ne-
ben dem Endpreis üblicherweise 
Liefer- und Versandkosten anfallen. 
Sie gehen auch als selbstver-
ständlich davon aus, dass die ange-
gebenen Preise die Umsatzsteuer 
enthalten. Es kann deshalb genü-
gen, wenn die durch § 1 PAngV 
geforderten Angaben alsbald leicht 
erkennbar und gut wahrnehmbar 
auf einer gesonderten Internetseite 
gemacht werden, die noch vor Ein-
leitung des Bestellvorgangs zwin-
gend aufgerufen werden muss. 
 

Urteil des BGH vom  
04.10.2007 - I ZR 143/04 
 

Handelsvertreterrecht 
 

Scheitern eines Geschäfts 
wegen Insolvenz 

 

Nach § 87a Abs. 2 HGB verliert ein 
Handelsvertreter seinen Provisions-
anspruch, wenn der Dritte, mit dem 
das Geschäft vermittelt wurde, nicht 
leistet. Diese Bestimmung kommt 
jedoch dann nicht zur Anwendung, 
wenn die Nichtleistung des Dritten 
darauf zurückzuführen ist, dass der 
Unternehmer seinerseits das Ge-
schäft nicht ausführt, oder wenn die 
Nichtleistung des Dritten auf vom 
Unternehmer zu vertretenden Grün-
den beruht. In solchen Fällen hat 
die Regelung des § 87a Abs. 3 HGB 
Vorrang, wonach der Handelsver-
treter seinen Vergütungsanspruch 
auch bei Nichtzustandekommen des 
vermittelten Geschäfts behält. Zu 
den vom Unternehmer zu vertreten-
den Gründen zählt der Bundesge-
richtshof auch dessen Insolvenz. 
 

Urteil des BGH vom  
05.03.2008 - VIII ZR 31/07 

Arbeitsrecht 
 

Aushilfskraft mit mehreren 
Minijobs 

 

Das Baden-Württembergische Lan-
dessozialgericht hat entschieden, 
dass ein Arbeitgeber Sozialver-
sicherungsbeiträge nicht nachzah-
len muss, wenn eine bei ihm auf ge-
ringfügiger Basis beschäftigte Aus-
hilfskraft nebenher bei anderen Ar-
beitgebern noch weitere geringfü-
gige Beschäftigungen ausübt und 
daher die gesetzliche Versiche-
rungspflicht wegen Überschreitens 
der Geringfügigkeitsgrenze eintritt. 
Der rückwirkende Eintritt von Ver-
sicherungspflicht ist stets ausge-
schlossen. Das gilt selbst dann, 
wenn dem Arbeitgeber vorsätzli-
ches oder grob fahrlässiges Ver-
halten vorzuwerfen ist. 
 

Urteil des LSG Baden-Württemberg 
vom 09.04.2008 - L 5 R 2125/07 

 

 

Verbotene private 
Internetnutzung am Arbeitsplatz 

 

Grundsätzlich kann eine private In-
ternetnutzung während der Arbeits-
zeit eine erhebliche Verletzung der 
arbeitsvertraglichen Pflichten dar-
stellen und demzufolge eine Kündi-
gung aus verhaltensbedingten Grün-
den rechtfertigen. Dies ist beispiels-
weise beim Herunterladen porno-
grafischer Inhalte der Fall (BAG-Ur-
teil vom 27.4.2006, 2 AZR 386/05). 
Das Herunterladen von Online-Da-
teien zu privaten Zwecken recht-
fertigt jedoch trotz eines aus-
drücklichen Verbots der privaten In-
ternetnutzung am Arbeitsplatz nicht 
ohne weiteres eine Kündigung, 
wenn keine exzessive Nutzung 
vorliegt und die über den Firmen-
PC heruntergeladenen Dateien we-
der einen pornografischen noch ei-
nen strafbaren Inhalt enthalten. In 
diesem Fall kann der Arbeitgeber 
grundsätzlich erst nach einer erfolg-
losen Abmahnung eine verhaltens-
bedingte Kündigung aussprechen. 
 

Urteil des LAG Rheinland-Pfalz vom 
14.12.2007 - 9 Sa 234/07 
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